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Sachgebiet 9240 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Lemmrich, 
Vehar, Tillmann und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. öffentlicher Personennahverkehr 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Sind ausschließlich zu erwartende Mindereinnahmen bei der 
Mineralölsteuer der Grund dafür, daß mit Kabinettbeschluß 
vom 28. Mai 1975 das Investitionsvolumen für den Ausbau 
des öffentlichen Nahverkehrs bis 1985 von 35,9 Mrd. DM auf 
nunmehr 30 Mrd. DM reduziert wurde? 

2. Wenn die Bundesregierung in ihrem Kabinettbeschluß be- 
tont, beim Ausbau des Nahverkehrs sollten in Zukunft 
betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte stärker zur Geltung 
kommen, ist diese Aussage dahin gehend zu werten, daß 
betriebswirtschaftliche Aspekte bisher vernachlässigt wur- 
den und es daher zu Fehlinvestitionen in diesem Bereich 
gekommen ist? 

3. In welchen Städten werden welche Nahverkehrsprojekte im 
Rahmen der Ausbauplanungen bis 1985 durch die Reduzie- 
rung des Investitionsvolumens um rund 6 Mrd. DM nicht 
realisiert werden können? 

4. Ist die Bundesregierung in der Lage, zu den von ihr seit 
längerem angestrebten öffentlich-rechtlichen Zweckverbän- 
den für einzelne Nahverkehrsregionen ein detailliertes 
Modell mit allen rechtlichen und ökonomischen Bedingun- 
gen für die beteiligten Unternehmen und die Träger vor- 
zulegen? 

5. Welche Schlußfolgerungen hätten nach Auffassung der Bun- 
desregierung seitens der Städte und Gemeinden 

a) aus der Aussage von Ex-Bundeskanzler Brandt in seiner 
Regierungserklärung vom Januar 1973 zur Priorität des 
öffentlichen Nahverkehrs, 
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b) aus der Aussage von Ex-Minister Lauritzen, daß das Auf- 
kommen aus der zum 1. Juli 1973 um 5 Pfg. je Liter 
erhöhten Mineralölsteuer für den öffentlichen Nahver- 
kehr zur Verfügung gestellt würde 
gezogen werden müssen? 


Bonn, den 16. Juli 1975 


Dr. Waffenschmidt 

Dr. Schulte (Sdiwäbisdi Gmünd) 

Lemmrich 

Vehar 

Tillmann 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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